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Qualitätsmanagement

Fehlermanagement: Wie lassen sich Fehler 
weitgehend vermeiden?
Fehler sind definiert als das „vermeidbare Nicht-Erreichen eines angestrebten 
Ziels“. Sie treten unterschiedlich oft in allen Bereichen unseres Lebens auf. 
Insbesondere im komplexen Umfeld der modernen Medizin lässt sich ein 
„Null-Fehler-Ansatz“ praktisch nicht umsetzen. Aufgabe eines Klinikleiters  
der Radiologie und seiner Mitarbeiter ist es somit, zum einen die Zahl der 
Fehler möglichst gering zu halten und andererseits dafür zu sorgen, dass die 
aufgetretenen Fehler möglichst wenig Auswirkungen haben.

Strategien zur Fehlerreduktion

Die Wahrscheinlichkeit für das 
Auftreten von unerwünschten 
Ereignissen steigt mit der Komple-
xität von Abläufen kontinuierlich 
an. Jeder zusätzliche Prozessschritt 
erhöht die Wahrscheinlichkeit 
von Fehlern. Angenommen, jede 
Tätigkeit wird mit einer Chance von 
99,5 Prozent korrekt ausgeführt. 
Dann liegt die Wahrscheinlichkeit 
für einen Fehler bei der Einzelakti-
on bei 0,5 Prozent. 

Das heißt also: Bei jedem 200. Mal 
wird statistisch ein vermeidbares 
unerwünschtes Ergebnis auftreten. 
Bei einer Prozesskette mit 21 Schrit-
ten tritt mindestens ein Fehler dann 
aber schon mit einer Wahrschein-
lichkeit von etwa 10 Prozent – also 
bei jedem 10. Mal – auf. Wenn Sie 
die Prozessschritte einer einfachen 
Diagnostik bzw. Therapie zählen, 
werden Sie feststellen, dass mehr 
als 20 Ablaufschritte keine Selten-
heit sind.

1. Prozesse einfach gestalten

Da die Abläufe im Krankenhaus 
immer komplizierter und aufwen-
diger werden, steigt das statisti-
sche Risiko für Fehler ständig. Ein 
wichtiger Beitrag zur Vermeidung 
von Fehlern ist es daher, Prozesse 
möglichst einfach zu gestalten. 
Jeder entbehrliche Prozessschritt, 
der weggelassen wird, senkt die 
Fehlerwahrscheinlichkeit. 

2. „Robuste“ Prozesse schaffen 

Ein weiteres wirksames Werkzeug 
im Umgang mit Fehlern ist es, 
„robuste“ Prozesse zu schaffen, 
in denen sich die aufgetretenen 

unerwünschten Ereignisse nicht 
oder nur wenig auswirken. In der 
Buchhaltung ist beispielsweise das 
„Vier-Augen-Prinzip“ bei wichtigen 
Tätigkeiten Pflicht. 

3. Werkzeuge des QM nutzen

Auch Werkzeuge des Qualitäts-
managements (QM) helfen, mehr 
Sicherheit zu schaffen. Checklisten 
beispielsweise sind ein probates Mit-
tel gegen das Vergessen von wichti-
gen Vorbereitungen für eine Unter-
suchung oder Behandlung. In einem 
durch eine Verfahrensanweisung 
(„Standard Operating Procedures“ = 
SOP) standardisierten Ablauf fallen 
fehlerverursachende Abweichungen 
schneller auf und können dann oft 
noch vermieden werden.

Geräte können ebenfalls helfen, 
Fehler zu vermeiden. Hier wird 
durch die Industrie allerdings schon 
sehr viel getan, sodass eigene Akti-
vitäten kaum erforderlich sind.

4. Fehlerkultur schaffen

Um einen konstruktiven Umgang 
mit aufgetretenen Fehlern zu 
pflegen und aus ihnen lernen zu 
können, sind Offenlegung und 
Diskussion der Ereignisse unerläss-
lich. Und hier stellt sich bereits die 
schwierigste Aufgabe im Fehler
management überhaupt: die Mit-
arbeiter zur Meldung der eigenen 
Fehler zu motivieren. Hierfür bedarf 
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es der oft zitierten „Fehlerkultur“. 
Bei allen unerwünschten Ereig-
nissen muss der Sachverhalt im 
Vordergrund stehen und nicht der 
„Täter“. Die richtige Frage zu Beginn 
lautet daher: „Was ist passiert?“ 
und nicht „Wer war das?“ 

Eine andere wichtige Voraussetzung 
für ein funktionierendes Fehler-
management ist es, dass über die 
Fehler aller Mitarbeiter geredet 
wird. Wenn der Chef oder die 
Oberärzte grundsätzlich nie in der 
Fehlerliste auftauchen, werden auch 
die übrigen Mitarbeiter kaum bereit 
sein, ihre Missgeschicke zu melden. 
Auch nimmt diese Vorgehensweise 
den jüngeren Ärzten jede Chance, 
von den Erfahreneren zu lernen 
und deren Fehler nicht unnötig zu 
wiederholen. 

Es ist für die Beteiligten oft nicht 
ganz einfach, eigene Fehler offen 
anzusprechen. Da aber allen Betei-
ligten im Grunde klar sein muss, 
dass auch Führungspersonen nicht 
immer fehlerfrei arbeiten können, 
sollte es auch möglich sein, dies 
offen zu diskutieren. Wenn die 
Abteilung gut geführt ist, wird auch 
das Ansehen der Leitung keinen 
Schaden nehmen. 

Vier Typen von Fehlerursachen

Bei der Bewertung von Fehlhandlun-
gen hat sich eine Klassifikation mit 
vier Typen bewährt. In Abhängigkeit 
von den Umständen werden folgen-
de Gruppen unterschieden:

1. Die Tätigkeit wird sicher 
beherrscht 

Die Fehlerursache ist ein soge-
nannter „Ausrutscher“. Beispiel: Ein 
Kollege, der die Abdomensonografie 
sicher beherrscht, übersieht eine 
kleine Raumforderung, obwohl er die 

Untersuchung wie immer durchge-
führt hat. In solchen Fällen ist eine 
Reaktion durch die Führung entbehr-
lich. Nur wenn die Ausrutscher sich 
bei einer Person häufen, sollte dar-
über nachgedacht werden, ob eine 
Überlastung des Kollegen vorliegt. 

2. Unkenntnis

Der Ausführende und seine Umge-
bung haben irrtümlich geglaubt, er 
beherrsche die Tätigkeit. Dann hat er 
einen Fehler gemacht. Hier besteht 
die richtige Reaktion in der Durch-
führung von Schulungsmaßnahmen. 
Nur durch Wissensvermittlung kann 
eine Wiederholung des gleichen 
oder ähnlicher Fehler verhindert 
werden.

3. Fehler durch Mängel in der 
Ablauforganisation

Der Ausführende hat „alles richtig 
gemacht“, dennoch ist es zu einem 
Fehler gekommen, weil es einen 
Fehler in der Ablauforganisation 
gab. Beispiel: Obwohl exakt nach ei-
ner bestehenden SOP vorgegangen 
wurde, ist eine Unverträglichkeits-
reaktion aufgetreten. Die hierfür 
verantwortliche seltene Veranla-
gung wurde bei der Erstellung der 
SOP nicht berücksichtigt. In einem 
solchen Fall sollte die Anweisung 
überarbeitet und entsprechend 
geändert werden.

4. Der Ausführende hat wider 
besseren Wissens gehandelt

Hier liegt der einzige Fall vor, in 
dem  eine negative Sanktionierung 
nicht ausbleiben kann. Bei grober 
Fahrlässigkeit oder gar böswilligem 
Vorgehen muss dem Mitarbeiter 
mindestens unzweifelhaft klarge-
macht werden, dass ein solches 
Verhalten nicht geduldet werden 
kann und auch nicht geduldet wird. 

Erfreulicherweise ist dieser Typ des 
Fehlers selten zu beobachten.

Fazit

Der Umgang mit Fehlern stellt gro-
ße Anforderungen an alle Beteilig-
ten, vor allem aber an den Chef. Er 
muss Vorbild sein und auch eigene 
Fehlhandlungen offen darstellen. 
Für den Umgang mit Fehlern an-
derer Personen wird von ihm hohe 
Fairness verlangt – nur so kann die 
angestrebte Kultur entstehen. Zu-
sammenfassend einige Grundsätze 
der Fehlermanagements:

Fehler lassen sich nicht vollstän-•	
dig vermeiden.
Die Komplexität der Prozesse in •	
der Medizin steigert die Wahr-
scheinlichkeit für das Auftreten 
von Fehlern.
Einen Prozess möglichst einfach •	
zu gestalten kann helfen, Fehler 
zu vermeiden.
Stabile Prozesse verhindern •	
die negativen Wirkungen eines 
Fehlers.
Die oft geforderte Fehlerkultur •	
erfordert die aktive Mitarbeit der 
Leitung, die auch eigene Fehler 
eingestehen und mit denen ande-
rer fair umgehen muss.

Es lassen sich somit vier Fehler
typen darstellen, die unterschied
liches Handeln erfordern:

Fehlertyp Maßnahme

Ausrutscher In der Regel keine 
Maßnahmen nötig

Unwissen Schulung 
erforderlich

Systemfehler Änderung der 
Vorgaben

Handlung wi-
der besseren 
Wissens

Sanktionen
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Lohnsteuer

Chefarzt-Liquidationseinkünfte – steuerpflichtiger 
Arbeitslohn oder freiberufliche Einkünfte?
von StB Karin Henze, Dortmund, www.karin-henze.de und RA, FA für 
MedR Dr. Tobias Scholl-Eickmann, Dortmund, www.kanzlei-am-aerztehaus.de

Das Finanzgericht (FG) Münster hat in einem aktuellen Urteil vom 7. Juni 
2011 (Az: 1 K 3800/09 L) festgestellt, dass Einkünfte eines Chefarztes aus 
wahlärztlicher Behandlung steuerpflichtiger Arbeitslohn und damit dem Lohn
steuerabzug zu unterwerfen sind. Der Auffassung des Chefarztes, es handele 
sich um freiberufliche Einkünfte, folgte das Gericht nicht. Wegen der grund-
sätzlichen Bedeutung wurde die Revision vor dem Bundesfinanzhof (BFH) 
zugelassen.

Der Fall

Ein angestellter Chefarzt hatte mit 
dem arbeitgebenden Krankenhaus 
einen Chefarztvertrag geschlossen. 
Danach gehört zu den Dienstaufga-
ben des Arztes – das ist in solchen 
Verträgen üblich – unter anderem

die Behandlung aller Patienten •	
seiner Abteilung im Rahmen der 
Krankenhausleistungen,
die persönliche Durchführung •	
der notwendigen Visiten bei allen 
Patienten der Abteilung,
die Führung einer Krankenge-•	
schichte für jeden Patienten, die 
im Übrigen Eigentum des Kran-
kenhauses ist.

Die Mitarbeiter für den stationä-
ren und ambulanten Dienst stellt 
ausschließlich das Krankenhaus 
ein. Für seine Tätigkeit erhielt der 
Chefarzt eine Grundvergütung 
(§ 3 des Chefarztvertrags). Ferner 
wurde ihm das Liquidationsrecht für 
Wahlleistungs-Patienten eingeräumt 
(§ 4 des Chefarztvertrages), wobei 
der Arzt das Risiko für den Umfang 
der Inanspruchnahme gesondert 
berechenbarer ärztlicher Leistun-
gen und für die Höhe sowie den 
Eingang der Einnahmen aus dem 
Liquidationsrecht trägt. Aus den Ein-
künften, die auf einem gemeinsam 
vom Krankenhaus und Chefarzt ge-

führten Treuhandkonto vereinnahmt 
wurden, ist der Chefarzt gehalten, 
im Rahmen seiner berufsrechtlichen 
Verpflichtung die nachgeordneten 
Mitarbeiter angemessen zu be-
teiligen. Für die Einräumung des 
Liquidationsrechts führte der Arzt 
im Übrigen ein Nutzungsentgelt an 
das Krankenhaus ab.

Im Rahmen eines Lohnsteuerprüf-
verfahrens gelangte das Finanzamt 
zu der Überzeugung, die Einkünfte 
des Chefarztes aus wahlärztlicher 
Liquidation seien lohnsteuerpflichtig 
und somit dem Lohnsteuerabzug 
nach § 38 EStG zu unterwerfen. 
Der Chefarzt hatte diese Einkünfte 
im Rahmen seiner persönlichen 
Einkommensteuererklärung – vom 
Finanzamt unbeanstandet – als Ein-
künfte aus freiberuflicher Tätigkeit 
nach § 18 Abs. 1 EStG erklärt. Er 
wandte sich nun vor dem FG Müns-
ter gegen die geänderten Lohnsteu-
eranmeldungen des Krankenhauses 
und trug vor, im Rahmen der wahl-
ärztlichen Tätigkeit unternehmerisch 
tätig zu sein. Ein Lohnsteuerabzug 
sei daher nicht zulässig.

Die Entscheidung

Das FG wies die Klage des Chef-
arztes ab: Nach Auffassung des 
Gerichts stellten die Liquidationser-
löse Arbeitslohn dar und unterfielen 

somit der Lohnsteuerpflicht. Dies 
ergebe sich aufgrund der Wertung 
der Gesamtumstände des konkre-
ten Falls, die nach der Grundsatz-
entscheidung des BFH vorzuneh-
men sei (Beschluss vom 11.8.2009, 
Az: VI B 46/08) .

Vorliegend erbringe der Arzt die 
Wahlleistungen als Teil des Dienst-
verhältnisses mit dem Krankenhaus. 
Maßgeblich für diese Bewertung 
stellte das FG auf folgende Umstän-
de ab:

Das Liquidationsrecht für stati-•	
onäre wahlärztliche Leistungen 
werde dem Chefarzt aufgrund 
des mit dem Krankenhaus ab-
geschlossenen Dienstvertrags 
erst ermöglicht und sei – anders 
als zum Beispiel die ambulante 
Behandlung von Privatpatienten 
– gerade nicht ausdrücklich als 
Nebentätigkeit zwischen Kran-
kenhaus und Chefarzt vereinbart 
worden.

Der Chefarzt sei bei der Erbrin-•	
gung seiner stationären wahl-
ärztlichen Leistungen in den 
geschäftlichen Organismus des 
Krankenhauses eingebunden. 
Dies zeige sich unter anderem 
am Aufnahmeverfahren der 
einzelnen Patienten sowie an der 
Tatsache, dass die Leistungen 
nur unter Verwendung der Geräte 
und des Personals des Kranken-
hauses erbracht werden könnten.

Es fehle schließlich erkennbar •	
an Unternehmerinitiative und 
Unternehmerrisiko des Chefarz-
tes in Bezug auf die stationären 
wahlärztlichen Leistungen. Es sei 
in der Vergangenheit nachweislich 
zu keinen nennenswerten Ho-
norarausfällen gekommen. Auch 
sei nicht ersichtlich, dass der Arzt 
Wahlleistungspatienten ablehnen 

http://www.iww.de/quellenmaterial/abruf.php?113274
http://www.iww.de/quellenmaterial/abruf.php?113274
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dürfe bzw. dies tatsächlich getan 
habe. Die vom Chefarzt weiter 
angeführten Werbetätigkeiten 
durch Vorträge kämen allen poten-
ziellen Patienten und nicht nur den 
Wahlleistungs-Patienten zugute. 

Anmerkungen

Die Entscheidung des FG Münster 
betrifft eine in der Praxis immer 
wieder problematische Streitfrage. 
Der BFH hatte bereits in seiner 
Grundsatzentscheidung (siehe 
oben) festgestellt, dass ein Chefarzt 
wahlärztliche Leistungen selbststän-
dig oder unselbstständig erbringen 
könne – maßgeblich seien die 
Umstände des konkreten Einzel-
falls. So hatte beispielsweise das 
FG Düsseldorf in einem rechtskräf-
tigen Beschluss vom 22. Oktober 
2007 (Az: 3 V 1703/07 A[L]) anders 
als vorliegend das FG Münster die 
Einnahmen aus wahlärztlicher Tä-
tigkeit als Einkünfte aus selbststän-
diger Tätigkeit qualifiziert. Es wäre 
wünschenswert, dass künftig vom 
BFH eine klarere Rechtsprechung 
vorgegeben wird, um hier Rechs
sicherheit zu schaffen.

Die Auswirkungen der steuerli-
chen Einordnung sind im Übrigen 
weitreichend: Soweit eine Lohn-
steuerpflicht bejaht wird, wird zu 
prüfen sein, ob die (bisherigen) 
Betriebsausgaben aus wahlärzt-
licher Tätigkeit zukünftig als Wer-
bungskosten geltend gemacht 
werden können, was regelmäßig 
nicht uneingeschränkt zu bejahen 
ist (zum Beispiel Bewirtungskos-
ten, Präsente, Betriebsfeiern oder 
Raumausstattung). Falls die Umstel-
lung auf Lohnsteuerabzug aktuell 
erst erfolgt, sind etwaige Steuervor-
auszahlungen auf Angemessenheit 
zu prüfen; gegebenenfalls ist ein 
Antrag auf Herabsetzung derselben 
zu stellen.

Leserforum GOÄ

Untersuchung Kopf, 
Hals und Hirngefäße: 
Erhöhter Faktor korrekt?

Frage: „Wir haben die Nr. 5735 GOÄ 
für eine MRT des Kopfes, MRT des 
Halses sowie MR-Angiographie 
der Hirngefäße abgerechnet und 
mit dem 2,5-fachen Satz gesteigert 
(Begründung: erheblich über das 
gewöhnliche Maß hinausgehende 
zeitaufwendige Untersuchung). 
Die Versicherung des Patienten hat 
die Steigerung wieder gekürzt und 
begründete dies damit, dass die 
Angiographie gesondert nach den 
Ziffern 5731 und 5733 vergütet 
werde. Außerdem sei für sie unver-
ständlich, wie es hier zu erhöhtem 
Zeitaufwand kommen könne. Darü-
ber hinaus behauptet die Versiche-
rung dem Patienten gegenüber, dass 
neben der Ziffer 5735 die Leistungen 
nach den Nrn. 5731, 5732 und 5733 
nicht berechnungsfähig seien. Ist 
das korrekt?“

Dazu unsere Antwort: 

Richtig ist, dass die Darstellung 
von Arterien als MR- Angiographie 
unter die Leistungsbeschreibung 
der Nr. 5731 GOÄ fällt (Ergänzende 
Serie(n) zu den Leistungen nach 
den Nummern 5700 bis 5730 [zum 
Beispiel nach Kontrastmitteleinbrin-
gung, Darstellung von Arterien als 
MR-Angiographie]). Nicht richtig ist 
hingegen die Aussage der Versi-
cherung, dass neben Ziffer 5735 
(Höchstwert Ziffern 5700 bis 5730) 
die Ziffern 5731, 5732 und 5733 
nicht berechnungsfähig sind. 

Offensichtlich hat die Versicherung 
übersehen, dass die durchgeführten 
Untersuchungen (MRT des Kopf-
es, MRT des Halses sowie MR-
Angiographie der Hirngefäße) nicht 

mit der Höchstwertziffer 5735 zu 
berechnen sind, sondern bereits von 
der Ziffer 5700 vollständig erfasst 
sind. Eine Berechnung des Höchst-
wertes scheidet somit aus, da Nr. 
5700 für die gleiche Körperregion 
nicht mehrfach zum Ansatz kommen 
kann, um den Höchstwert Nr. 5735 
zu rechtfertigen. Nach den allgemei-
nen Bestimmungen zu Abschnitt OIII 
GOÄ sind die Leistungen nach den 
Nrn. 5700 bist 5735 nur einmal je 
Sitzung berechnungsfähig.

Im Hinblick auf den als Begründung 
angegebenen erhöhten Zeitaufwand 
sollte allerdings dargelegt werden, 
dass dieser nicht aus der mit Ziffer 
5731 abgegoltenen MR- Angio-
graphie und KM-Injektion oder der 
computergesteuerten Analyse nach 
Nr. 5733 besteht, sondern einzel-
fallbezogene medizinisch sachliche 
Gründe für diesen erhöhten Zeitauf-
wand vorliegen. Beispiel: „differen-
tialdiagnostisch schwierige Auswer-
tung bei atypischem Gefäßverlauf“ 
(oder sonstigen näher zu erläutern-
den anatomischen Besonderheiten), 
die die Untersuchung im Gegensatz 
zum Normalfall zeitlich erheblich 
verlängert haben. Schematische 
Begründungen sind zu vermeiden.


